
D I E T S C H E C H O S L O W A K I S C H E K O N T I N U I T Ä T S -

T H E O R I E 1 

Von Friedrich Korkisch 

Di e praktisc h sehr bedeutsam e Frage , ob ein Staa t durc h politisch e Ereig -
nisse — Revolution , Gebietsverlust , kriegerisch e Besetzun g — untergegange n 
un d ein andere r an seine r Stelle entstande n ist ode r ob der alt e Staa t rechtlic h 
weiterbesteht , seine Rechtspersönlichkei t unveränder t fortsetzt , wirft ein e 
Füll e von Probleme n auf. Di e Schwierigkeiten , welche diese Frag e der Konti -
nuität , de r Fortdaue r eine s Staates , bietet , beginne n bereit s damit , den Begriff 
der „Identi tät " in diesem Zusammenhan g zu definieren . Allgemein ' aner -
kannt e völkerrechtlich e Grundsätze , nac h dene n in jedem einzelne n Fall e 
schlüssig beurteil t werden kann , ob ein bestimmte s Staatswese n untergegange n 
un d das neu e Staatswese n als sein Rechtsnachfolge r anzuspreche n ist, enthäl t 
weder das Gewohnheitsrech t der Völkerrechtsordnung , noc h finden sich ver-
traglich e Lösunge n dieser Frage , die Anspruc h auf Allgemeingültigkei t erhe -
ben können , un d in gerichtliche n Entscheidunge n wird ma n ein e einheitlich e 
Stellungnahm e zu dieser Frag e ebenfall s vergeblich suchen . Auch im Schrifttu m 
sind Untersuchunge n übe r die Frag e des Untergange s eine s Staate s verhältnis -
mäßi g selten un d habe n jedenfall s noc h nich t zu einhellige n Auffassungen geführt . 

Als allgemei n anerkann t könne n folgende Grundsätz e gelten , die zumindes t 
in bestimmte n Fälle n ein e einigermaße n zuverlässige Beurteilun g der Frag e 
der staatliche n Kontinuitä t gestatten : Bloße Veränderunge n der staatliche n 
Organisatio n bewirken den Untergan g eine s Staate s nicht , ebensoweni g aber 

1 Abgekürzt werden zitiert : B e n e š , Edvard : Paměty . Od Mnichov a k nové válce a 
k novém u vítězství. [Erinnerungen . Von Münche n zu eine m neue n Krie g un d zu 
eine m neue n Sieg]. Pra g 1947. Czechoslova k Yearboo k of Internationa l Law. Londo n 
1942; J a k s c h , Wenzel : Europa s Weg nac h Potsdam . Schul d un d Schicksa l im 
Donauraum . Stuttgar t 1958; K ö r b e l , Pavel : Několi k dalších poznáme k k otázc e 
právn í kontinuit y a ratihabic e [Einig e weitere Bemerkunge n zu r rechtliche n Kon -
tinuitä t un d Ratihabition] . Právn í Prax e 10 (1946) 234—2423; K o r k i s c h , Fried -
rich : Zu r Frag e de r Weitergeltun g des Münchene r Abkommens . Zeitschrif t für 
ausländische s öffentliche s Rech t un d Völkerrech t 12 (1944) 83—105; K u č e r a , 
Bohumil : La Continuit é de 1'Éta t Tchécoslovaque . Bulleti n de Droi t Tchécoslo -
vaque 5 (1947) 46—59; L a n g e r , Robert : Seizur e of Territory , Th e Stimso n 
Doctrin e an d Relate d Principle s in Legal Theor y an d Diplomati e Practice . Princeton , 
Ne w Jersey 1947; M a r e k , Krystyna : Identit y an d Continuit y of State s in Publi c 
Internationa l Law. Gen f 1954; N e u b a u e r , Zdeněk : Kontinuit a a revoluc e [Kon -
tinuitä t un d Revolution] . Právn í Prax e 10 (1946) 161—172; R a s c h h o f e r , Her -
mann : Di e Sudetenfrage . Ihr e völkerrechtlich e Entwicklun g vom erste n Weltkrie g 
bis zu r Gegenwart . Münche n 1953, S. 310 f.; T á b o r s k ý , Eduard : Th e Czecho -
slovak Cause . An Accoun t on th e Problem s of internationa l Law in Relatio n to 
Czcchoslovakia . Londo n 1944. 
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berühren die Identität und Kontinuität eines Staates Gebietsänderungen und 
interne Revolutionen. Andererseits wird der Untergang eines Staates nicht 
schon dadurch verhindert, daß das Vorgehen gegen ihn dem Völkerrecht 
widerspricht. Allerdings werden in solchen Fällen besonders strenge Mäßstäbe 
angelegt; so wird durch eine kriegerische Besetzung die Identität eines Staa-
tes nicht berührt. Der Grundsatz der Kontinuität geht, auch bei einer An-
nexion, zunächst und für eine beschränkte Zeit dem sonst das Völkerrecht 
beherrschenden Grundsatz der Effektivität vor, weicht aber im Laufe der Zeit 
wieder vor ihm zurück2 . Auf Einzelheiten kann hier nicht weiter eingegangen 
werden, aber für die zu behandelnde Frage ist damit zunächst immerhin eine 
brauchbare und tragfähige Grundlage gewonnen und ein Maßstab gesetzt, der 
eine sachliche Beurteilung gerade der besonderen „tschechoslowakischen Kon-
tinuitätstheorie" ermöglicht. 

Die „tschechoslowakische Kontinuitätstheorie" wurde während des Zweiten 
Weltkrieges von der tschechoslowakischen Emigrantenregierung als Instru-
ment des politischen Kampfes aufgestellt. Juristische Argumente sollten poli-
tische Ansprüche und Zielsetzungen stützen und rechtfertigen, wobei in der 
juristischen Argumentation selbst eindeutig rechtspolitische Forderungen als 
gesicherte juristische Thesen ausgegeben wurden. Die von Dr. B e n e š im 
Namen der tschechoslowakischen Emigrantenregierung aufgestellte Behaup-
tung, die tschechoslowakische Republik bestehe ungeachtet der Ereignisse der 
Jahre 1938 und 1939 in dem territorialen Umfange rechtlich weiter, den sie 
vor den Septemberereignissen von 1938 besessen hatte, war eine der wichtig-
sten Thesen, mit denen die tschechoslowakische politische Emigration wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges ihre Bestrebungen, die in Böhmen, Mähren, 
Schlesien und in der Slowakei in den Jahren 1938 und 1939 geschaffenen 
staatsrechtlichen und politischen Verhältnisse zu ändern, auch juristisch zu 
unterbauen suchte, um damit ihren Zielsetzungen innerhalb des alliierten 
Lagers Nachdruck und Gewicht Zu verleihen. Der Wunsch, die politischen 
Ansprüche der tschechoslowakischen Emigration in ihrem weitesten Umfange 
auch juristisch zu rechtfertigen, sie dadurch zu „entpolitisieren" und auf diese 
Weise ihre Aufnahme unter die alliierten Kriegsziele zu erreichen, führte da-
zu, daß die „tschechoslowakische Kontinuitätstheorie" durch die Flereinnahme 
rechtlich äußerst problematischer Forderungen und Argumente so stark aus-
geweitet wurde, daß die These einer völkerrechtlichen Kontinuität des tsche-
choslowakischen Staatswesens im eigentlichen Sinne nur noch eine der in 
dieser Doktrin enthaltenen Thesen bildete und bei den Erörterungen und poli-
tischen Erklärungen so in den Hintergrund trat, daß eine Überprüfung und 
Begründung dieser Kernfrage für unnötig gehalten wurde. 

2 Siehe hierzu insbes. D a h m , Georg: Völkerrecht I. Stuttgart 1958, S. 90f.; M e n -
z e l , Eberhard: Völkerrecht. München-Berlin 1962, S. 218 f. Art. „Kontinuität" 
im Wörterbuch des Völkerrechts 2 (1961) 295 ff. Eingehend wird dieser Fragen-
bereich von M a r e k , 1 ff. und 15 ff. behandelt (siehe auch das dort angegebene 
Schrifttum zu dieser Frage), die jedoch den Grundsatz „ex iniuria ius non oritur" 
stärker in den Vordergrund stellt als die meisten anderen Autoren. 
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Das Besondere der „tschechoslowakischen Kontinuitätstheorie" besteht also 
darin, daß nicht nur vom rechtlichen Fortbestand des tschechoslowakischen 
Staatswesens ausgegangen, sondern darüber hinaus auch noch behauptet wird, 
der tschechoslowakische Staat bestehe in einem ganz bestimmten Gebiets-
umfang, nämlich in den alten Grenzen der Zeit von 1919 bis 1938 fort. Man 
verband die völkerrechtliche Theorie einer von Gebietsabtretungen und 
Staatsform unabhängigen Kontinuität des Staates mit dem Postulat der ge-
bietsmäßigen Integrität dieses Staates — eine höchst eigenartige Vereinigung 
eines Völkerrechtsgrundsatzes mit dem hier in wesentlichen Punkten aus der 
tschechoslowakischen Staatsverfassung hergeleiteten und aus ihr begründe-
ten, also von einem innerstaatlichen Blickpunkt gesehenen Grundsatz der Un-
verletzlichkeit der Staatsgrenzen und des Staatsgebietes. Um dieses Postulat 
der staatlichen Integrität auch völkerrechtlich vertreten zu können, wurde 
die Behauptung aufgestellt, daß das „Münchener Abkommen" und damit die 
Abtretung des Sudetengebietes an das Deutsche Reich von Anfang an nichtig 
gewesen sei. Das ganze Gemenge rechtlicher Argumente und juristisch ein-
gekleideter politischer Forderungen wurde jedoch nicht von Anfang an in 
der Öffentlichkeit vertreten; erst als sich der Aktionsausschuß der politischen 
Emigration der Tschechen und Slowaken einigermaßen als konsolidiert be-
trachtete, trat er mit diesem Programm an die Öffentlichkeit. Es spricht 
allerdings manches dafür, daß die maßgebenden Persönlichkeiten der tsche-
choslowakischen politischen Emigration diesen weitgehenden Anspruch von 
Anfang an nicht nur als ihr politisches Ziel ins Auge gefaßt hatten, dessen 
Aufnahme unter die alliierten Kriegsziele sie anstrebten, sondern daß sie 
die Wiederherstellung des tschechoslowakischen Staates in den ursprünglichen 
Grenzen — also in dem Umfange, den das Staatsgebiet vor dem „Münchener 
Abkommen" hatte — von vornherein auch als einen konkreten Rechtsan-
spruch hinstellen wollten, wenn sie auch aus taktischen Erwägungen mit die-
ser These nicht sofort hervortraten2". 

Den Ansatzpunkt für die politischen Auslandsaktionen der tschechischen 
und der slowakischen Emigration bildeten die Ereignisse vom März 1939. 
Das sog. „Münchener Abkommen", also die Abtretung des Sudetengebietes 
an das Deutsche Reich, bot unmittelbar weder politisch noch gar rechtlich 
eine Möglichkeit zu einer erfolgversprechenden revisionistischen Tätigkeit, 
und selbst nach der Selbständigkeitserklärung der Slowakei und der Errich-
tung des Protektorates Böhmen und Mähren3 wurde die Regelung vom Sep-
tember 1938 von den ins Ausland gegangenen tschechischen Politikern zu-
nächst nicht in Frage gestellt, ja überhaupt nicht erörtert. , 

Dr. Eduard B e n e š hatte zwar bereits am 5. Oktober 1938 sein Amt als 

2" B e n e š hebt in seinen Memoiren hervor, „daß vor Beginn des Krieges die Situa-
tion nicht reif (gewesen) sei, sofort und öffentlich die Forderung (!) der rechtli-
chen Kontinuität der Vor-Münchener Republik zu erheben." B e n e š 99. 

3 Zu den Vorgängen im März 1939 siehe R a s c h h o f e r 193 ff. und das dort an-
geführte Schrifttum. , 
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Präsiden t der Tschechoslowakische n Republi k freiwillig und rechtsgülti g nie-
dergelegt 4 und war nach seinem Rücktrit t in das Ausland gegangen; er hatt e 
jedoch in dem ersten halben Jahr e seines Auslandsaufenthaltes , soweit ersicht -
lich, keine in die Öffentlichkei t wirkende politisch e Tätigkei t entfaltet 4*. Am 
16. Mär z 1939 verlangte er im Hinblic k auf die Errichtun g des „Protektorate s 
Böhme n und Mähren " und am 25. Ma i 1939 im Hinblic k auf die Anglie-
derun g der Karpatenukrain e an Ungar n in zwei an den Völkerbun d gerich-
tete n Telegramme n die Anwendun g des Art. 10 der Völkerbundsatzung , und 
wandt e sich mit einem Protes t gegen diese Ereignisse an die führende n Staats -
männe r der Großmächte . Die Erörterun g des Antrages an den Völkerbun d 
unterblie b jedoch deshalb, weil er von einer Privatperso n stammte 5; aus dem 
gleichen Grund e komm t auch den Protesterklärungen , in denen Bene š er-
klärt , die Selbständigkei t der Tschechoslowake i sei nich t untergegangen , sie 
bestehe vielmehr weiter 6, lediglich der Charakte r einer Demonstratio n zu; 
ganz abgesehen davon, daß alle angesprochene n Regierunge n ohnedie s bereit s 
gegen das Vorgehen der Tschechoslowake i gegenüber protestier t hatten 7. 
Bene š hat dan n in einer Rede , die er am 8. Jun i 1939 hielt , die These vom 
Fortbestan d des tschechoslowakische n Staate s vor allem dadurc h zu unter -
bauen versucht , daß er behauptete , die am 15. Mär z 1939 erfolgte „gewaltsam e 
Besetzun g der Tschechoslowakei " sei noc h von keinem Lande , die engsten 
Verbündete n Deutschland s ausgenommen , anerkann t worden 8, und hervorhob , 

4 De r Wortlau t de r Rundfunkred e vom 5. Oktobe r 1938, in de r B e n e š seinen Rück -
trit t vom Amt e des Staatspräsidente n ankündigte , ist abgedruck t in seinen Me -
moire n ( B e n e š 433 f.) sowie in der „Revu e généra l du droi t international " 1938, 
S. 740; siehe hierz u R a b 1, Kur t : Di e verfassungsrechtlich e Entwicklun g der Tsche -
choslowake i seit 1944/45 . Jahrbuc h des öffentliche n Recht s der Gegenwart , Neu e 
Folg e 8 (1959) 293—363 (295 Not e 4) ; R a s c h h o f e r 242 f. sowie unte n Not e 36. 

4* Siehe hierz u auc h Benešs Äußerunge n in dem Schreibe n vom 27. Janua r 1939, 
B e n e š 82 ff. 

5 Siehe B e n e š 109, L a n g e r 221 un d R a s c h h o f e r 228, der den Protokollaus -
zug übe r die Erörterunge n děs von B e n e š eingebrachte n Antrag s wiedergibt . 

6 So in seinem Appell an das amerikanisch e Volk: „ I declar e tha t th e independenc e 
of Czechoslovaki a was no t crushed ; it continues , it lives, it exists", zitier t bei 
M a r e k 307, die in dieser Erklärun g ebenfall s „mainl y an emotiona l Statement " 
sieht . x 

7 Di e französisch e Regierun g antwortet e am 17. Mär z un d die Sowjetunio n eine n 
T a g späte r auf die beiden Staate n von deutsche r Seite notifiziert e Aktion in der 
Tschechoslowake i mi t eine m formelle n Protest , wobei die Sowjetunio n auc h die Ver-
letzun g des Selbstbestimmungsrecht s de r Völker gelten d macht e un d auf die Be-
setzun g de r Karpathen-Ukrain e durc h ungarisch e Truppe n einging ; de r Wortlau t 
dieser Note n ist abgedruck t im „Czechoslova k Yearbook " 226 f., sowie bei L a n -
g e r 221 f. Desgleiche n lehnt e auc h die Regierun g der US A die Anerkennun g der 
neue n Lage ab, siehe L a n g e r 231 f. Di e britisch e Regierun g wiederu m beurteilt e 
die Ereignisse in Böhme n un d Mähre n ander s als die Entwicklun g in der Slowakei, 
siehe unte n Not e 8, L a n g e r 222 ff. un d R a s c h h o f e r 226 ff. 

8 I n dieser allgemeine n un d uneingeschränkte n For m tra f die Feststellun g Anfang 
Jun i 1939 nich t meh r zu, wie sich aus den in de r vorhergehende n Not e angeführte n 
Darstellunge n von L a n g e r un d R a s c h h o f e r ergibt . — Bis zum Ausbruc h 
des zweiten Weltkrieges hatte n — wie Ferdinan d D u r č a n s k ý (Di e slowakische 
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die Tschechoslowake i sei imme r noc h Mitglied des Völkerbunde s und eine 
Reih e von Verpflichtungen , die zwischen der Tschechoslowake i und andere n 
Staate n bestande n haben , seien auch weiterhi n rechtswirksam . Diese Um -
ständ e seien, wie Bene š hervorhebt , „ein e wichtige Rechtsgrundlag e für den 
Kamp f um die Befreiung von der derzeitige n fremden Besatzung", weiterhi n 
erklärt e er, daß alle Ereignisse und Entscheidungen , die zur Errichtun g des 
„Protektorate s Böhme n und Mähren " geführt haben , jeglicher Rechtsgrund -
lage entbehren , da sie lediglich auf Gewal t beruhten . Nac h tschechoslowaki -
schem Rech t sei dies rechts - und verfassungswidrig. „Di e Recht e unsere r un-
abhängigen Natio n und unsere s unabhängige n Staates " — so schließt Bene š 
diese juristische Argumentatio n ab — „könne n in keine r Weise von diesen 
illegalen Akten berühr t werden" 9. 

Beneš , der hier als Privatperso n und als noc h von keine r politische n Or-
ganisatio n der tschechische n und slowakischen Emigratio n getragene r Ein -
zelner sprach , beschränkt e sich in seinen rechtlichen , auf den Fortbestan d des 
tschechische n Staate s zielende n Argumente n somit ausschließlic h auf die 
März-Ereigniss e von 1939. Erst nach Beginn des Zweiten Weltkrieges wur-
den diese These n zur Grundlag e des Aktionsprogramme s der tschechoslowa -
kischen Emigratio n erhobe n und noc h später zur „tschechoslowokische n Kon -
tinuitätstheorie " ausgeweitet . 

Dr . O s u s k ý , der langjährige Gesandt e der Tschechoslowake i in Paris , 
leitete die tschechoslowakisch e Auslandsaktio n mit einem „Abkommen " ein, 
das er am 2. Oktobe r 1939 mit der französische n Regierun g „im Name n der 
provisorische n Regierun g der Tschechoslowakische n Republik " schloß und 
in dem die Aufstellung einer autonome n tschechoslowakische n Armee ver-
einbar t wurde, die politisch der „provisorische n tschechoslowakische n Regie-
rung " und militärisc h dem französische n Oberkommand o unterstell t sein 
sollte. Auf die juristische Fragwürdigkei t dieses Abkommens 10, das von einer 
zum Abschluß eines solchen völkerrechtliche n Abkommen s überhaup t nich t 
legitimierte n Perso n im Name n eines noc h nich t gebildeten Organ s geschlos-
sen wurde, soll hier nich t eingegangen werden 11. Selbst Eduar d T á b o r s k y 

Frage , eine international e Frage . Münche n 1954, S. 28) angib t —, abgesehe n vom 
Deutsche n Reich , folgende Staate n die Slowakei de jure anerkannt : 
Ungar n (15. Mär z 1939), Pole n (16. Mär z 1939), Italie n (11. April 1939), die Schweiz 
(19. April 1939), Spanie n (25. April 1939), Liberi a (12. Ma i 1939), Ecuado r (17. Ma i 
1939), Cost a Ric a (24. Ma i 1939), Vatikanstaa t (25. Ma i 1939), Japa n (1 . Jun i 1939), 
Mandschuku o (1 . Jun i 1939), Jugoslawien (8. Jun i 1939), Schwede n (26. Jul i 1939), 
Rumänie n (18. August 1939); am 16. Septembe r 1939 folgten auc h die Sowjetunio n 
un d Bulgarien . Di e von B e n e š noc h in seiner Rundfunkred e vom 13. Mär z 1943 
wiederholt e Behauptun g ( B e n e š , Eduard : Šest let exilu a druh é světové války 
[Sech s Jahr e des Exils un d des zweiten Weltkriegs] S. 197), die Slowakei sei auße r 
von den Achsenmächte n von keine m andere n Staa t anerkann t worden , ist also un -
richtig . 

9 Wortlau t bei M a r e k 307. 
1 0 Siehe daz u R a s c h h o f e r 244 ff.; der Wortlau t des Abkommen s ist im „Czecho -

slovak Yearbook " 232 ff. abgedruckt . 
1 1 Siehe hierz u M a r e k 311 un d R a s c h h o f e r 244 f. 
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kan n nich t umhi n festzustellen , da ß diese Vereinbarun g „vo m rechtliche n 
Standpunk t aus betrachte t zumindes t höchs t unüblic h war"1 2 . De r sog. 
„Tschechoslowakisch e Nationalausschuß " wurd e erst im Novembe r unte r dem 
Vorsitz von Dr . B e n e š in Pari s gegründet 1 3 un d tra t mi t eine m umfang -
reiche n Kommuniqu e vom 17. Novembe r 1939 an die Öffentlichkeit . 

Diese s Kommunique 1 4 führ t in neu n Punkte n eine Reih e von völkerrecht -
liche n un d vor allem staatsrechtlichen , aus de r tschechoslowakische n Verfas-
sun g von 1920 hergeleitete n Gründe n an , die dartu n sollen , daß die Tschecho -
slowakische Republi k ungeachte t de r Ereigniss e vom Mär z 1939 rechtlic h 
fortbestehe . Di e Münchene r Lösun g wurd e in diesem Zusammenhan g noc h 
nich t angegriffen ; ma n berie f sich vielmeh r sogar ausdrücklic h auf die in 
Münche n getroffen e Vereinbarung , die neue n Grenze n der Tschechoslowake i 
garantiere n zu wollen 1 5. Ihre m Sinn e nac h wende t sich freilich auc h hie r 
bereit s die staatsrechtlich e Argumentatio n gegen die Regelun g vom Herbs t 
1938. Di e Feststellung , da ß nac h den Vorschrifte n der tschechoslowakische n 
Verfassung vom 29. Februa r 1920 ein e Änderun g der Staatsgrenze n nu r durc h 
ein Verfassungsgesetz, d. h . mi t Zustimmun g von dre i Fünftel n de r Abgeord-
nete n beide r Kammern , beschlosse n werde n könne , richte t sich naturgemä ß 
auc h gegen die Grenzverschiebun g vom Herbs t 193816. 

Da s übe r Böhme n un d Mähre n errichtet e Protektora t un d die Gründun g 
der Slowakei, die „ei n fiktiv unabhängige r Staat " sei, stellte n — so wird er-
klär t — nicht s andere s als ein e rechtswidrig e un d willkürlich e Okkupatio n 
der Tschechoslowake i durc h die deutsche n Armee n dar . Di e Tschechoslowake i 
besteh e deshal b unte r internationale n Gesichtspunkte n gesehen weiter . Di e 
militärisch e Besetzun g hinder e den tschechische n Staa t zwar, seine Souverä -
nitätsrecht e auf seine m Staatsgebie t auszuüben ; diese Recht e seien jedoc h 
nich t erloschen , sie bestünde n fort 1 7. 

12 T á b o r s k ý 67 ff. (69) , ebens o M a r e k 311. 
13 T á b o r s k ý 70 weist auf da s im „Czechoslova k Yearbook " 229 veröffentlicht e 

Schreibe n hin , durc h da s der früher e tschechoslowakisch e Gesandt e in Paris , 
Dr . O s u š k y , den französische n Ministerpräsidente n D a l a d i e r am 13. No -
vember 1939 von de r Bildun g des „Tschechoslowakische n Nationalausschusses " 
unterrichtete , ebenso M a r e k 312. L a n g e r 234 gibt als Datu m de r Anerkennun g 
durc h die französisch e Regierun g den 17. Novembe r an ; auc h eine Temps-Meldun g 
vom 19. Novembe r 1939 nenn t als Gründungsdatu m den 17. November , siehe 
K o r k i s c h 85. Weder aus dem Schreibe n Dr . O s u s k ý s an die französisch e 
Regierung , noc h auc h aus de m Schreibe n vom 20. Dezembe r 1939, in de m B e n e š 
die Bildun g des Nationalausschusse s der britische n Regierun g notifizierte , noc h 
auc h aus den Memoire n von B e n e š ergibt sich der genau e Zeitpunkt , an dem die-
ser Ausschuß gebildet wurde . 

14 Wortlau t des Kommunique s bei K o r k i s c h 94 f. 
13 „Pa r les aecord s de Munic h du 29 septembr e 1938, M . Hitle r s'engageai t for-

mellemen t a garanti r les nouvelle s frontiěre s de la Tchécoslovaquie. " (Punk t 1). 
16 Entsprechende s gilt auc h für die Ausführunge n des Kommuniques , dene n zufolge 

Präsiden t H á c h ä nac h de r Verfassung nich t berechtig t gewesen sei, das Abkom-
me n abzuschließen : es sei infolgedessen „juridiquement , . . . nu l et no n avenu. " 
(Punk t 3 Abs. 3). 

17 „D u poin t de vue internationa l la Tchécoslovaqui e continu e d'exister . — L'occu -
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Da s Kommuniqu e hebt dann insbesonder e die Reaktio n der Regierunge n 
Frankreichs , Großbritannien s und der Vereinigten Staate n den März-Ereig -
nissen gegenüber hervor 18 und mach t außerde m geltend , daß die in diesen 
Staate n akkreditierte n diplomatische n Vertrete r der Tschechoslowake i weiter 
anerkann t würden und daß die in diesen Länder n lebende n tschechoslowaki -
schen Staatsangehörige n seit der Kriegserklärun g alle Recht e der Angehöri -
gen alliierte r Staate n genießen . Da s zwischen Dr . O s u s k ý und dem fran-
zösischen Ministerpräsidente n D a l a d i e r am 2. Oktobe r 1939 geschlossene 
Abkomme n wird in diesem Zusammenhang e als der entscheidend e Akt ange-
sehen, durc h den „die konkret e Tatsach e der Fortdaue r der Tschechoslo -
wakei ihrem Wesen nach und die Kontinuitä t ihres staatliche n Lebens" be-
stätigt worden seien. Durc h dieses Abkomme n sei die Tschechoslowakisch e 
Republi k politisch , juristisch und diplomatisc h aus dem Grab e auferstanden , 
in das man sie gelegt hatte , denn was in diesem Grab e lag, so fährt das 
Kommuniqu e erklären d fort, sei kein Leichna m gewesen, sonder n ein Ver-
wundeter , ein Staat , der sich in Lethargi e befand 19. Da s Kommuniqu e schließt 
dan n — weniger pathetisc h — mit einer Aufzählun g der praktische n Ergeb-
nisse des Abkommens , die es im Wiederaufba u einer tschechoslowakische n 
Armee in Frankreic h sowie darin erblickt , daß die Mobilisierun g der tsche-
choslowakische n Staatsbürge r und die Organisierun g der Armee einer pro-
visorischen tschechoslowakische n Regierun g übertrage n werden soll, an deren 
Stelle zunächs t der „Tschecho-Slowakisch e Nationalausschuß " tritt . 

De r „Tschecho-Slowakisch e Nationalausschuß " beschränkt e sich in seinen 
Erklärunge n zunächs t noc h auf die Stellungnahm e zu den März-Ereignisse n 
von 1939 und blieb dami t innerhal b der Grenze n eines völkerrechtlic h ver-
tretbare n Kontinuitätsbegriffs , so etwa in dem Manifes t vom 20. Dezembe r 
193920. Bereits wenige Monat e später sprengte Bene š aber diesen Rahme n 
und stellte eine gänzlich neue , eben die „tschechoslowakisch e Kontinuitäts -
theorie " auf. In seiner Rundfunkred e vom 24. Juli 1940 erklärt e er als „Prä -
sident der Tschechoslowakische n Republik" : 

„Inde m wir Münche n und alles, was es herbeigeführ t hat , nich t anerkann -
ten , vertrate n und vertrete n wir den Grundsatz , daß die Tschechoslowakisch e 
Republik , die Republi k Masaryks, auch nach Münche n weitergelebt und weiter 
existiert hat . Unse r ganzes Rechtssyste m besteh t also völkerrechtlic h und 

patio n militair e de la Tchécoslovaqui e oppos e un obstacl e matérie l pou r l'Elta t 
Tchecoslovaqu e á l'exercic e de ses droit s de souverainet é sur son territoire ; mai s 
ces droit s de souverainet é existen t toujours . Pa r l'occupatio n allemande , ils on t 
été violés, mai s no n anéantis . Ces droit s souverain s de la Républiqu e Tcheco -
slovaque subsistent : le seul obstacl e ä leur exercic e sur le territoir e tchecoslovaqu e 
est l 'occupatio n de ce territoir e pa r 1'armé e allemande. " (Punk t 3 Abs. 4 un d 5). 

1 8 Siehe oben Not e ,7. 
1 9 Punk t 8 des Kommuniques . > 
2 0 Siehe den Wortlau t dieses Manifeste s bei M a r e k 308: „Thes e act s (of Marc h 

1939) are devoid of all legal validity an d will nevěr be recognize d by any free 
Citize n of ou r Republic . Neithe r háve the y no r can the y have internationa l validity." 
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politisc h weiter : Fü r un s existier t rechtlic h mei n Abgang vom Amt e un d 
aus de r Heima t nicht , rechtlic h gibt es für un s kein e Zerschlagun g der Re -
publik , juristisch un d politisc h existier t für un s nichts , was der gewalttätig e 
Nationalsozialismu s nac h dem 15. Mär z 1939 bei un s durchgeführ t hat . Ic h 
erklär e diese unser e politische n un d Rechtsgründ e feierlich un d ich betone , 
da ß sie für alle hie r gelten un d da ß sie für alle Angehörige n unsere s Staate s 
un d unsere s Volkes gelten , für Tschechen , Slowaken , Deutsch e un d Karpa -
thenrusse n un d alle übrigen bei un s zu Hause . Ic h erklär e ferne r für nich t 
existen t un d rechtswidri g alles, wozu Ih r seit Münche n gesetzwidrig un d ver-
fassungswidrig genötig t worde n seid"2 1. 

De n äußere n Anlaß zu dieser Rundfunkred e bildet e die am 21. Jul i 1940 
erfolgte Anerkennun g des „Tschecho-Slowakische n Nationalausschusses " als 
„Vorläufige Tschecho-Slowakisch e Regierung " durc h Großbritannien 2 2 . Da s 
Schreibe n des britische n Außenminister s erfüllt e allerding s in dre i wesent -
liche n Punkte n nich t die Wünsch e un d Erwartunge n des „Tschecho-Slowaki -
schen Nationalausschusses" . Di e britisch e Regierun g war zwar bereit , mi t 
der vom „Tschecho-Slowakische n Nationalausschuß " gebildete n „Vorläufige n 
Tschecho-Slowakische n Regierung " Beziehunge n aufzunehme n un d dieses 
Gremiu m als Vertretun g des tschechische n un d slowakischen Volkes anzu -
erkennen , sie war aber weder bereit , eine Grenzgaranti e auszusprechen , noc h 
auc h sich die Auffassung des Nationalausschusse s übe r die rechtlich e Konti -
nuitä t der Tschechoslowakische n Republi k zu eigen zu mache n un d verscho b 
auc h die Frag e der Jurisdiktio n übe r die tschechoslowakische n bewaffneten 
Einheite n auf eine n spätere n Zeitpunkt 2 3 . De r Inhal t des Schreiben s vom 
21. Jul i 1940 war von dem Wunsc h der britische n Regierun g bestimmt , sich 
in diesen wesentliche n Frage n volle Handlungsfreihei t zu bewahren . Di e 
Rechtsstellun g der „Vorläufige n Tschecho-Slowakische n Regierung " entsprac h 
in Großbritannie n also im wesentliche n der eine s Nationalkomitee s im Er -
sten Weltkrie g un d unterschie d sich scho n dadurc h von dem Statu s der auf 

2 1 Tschechische r Wortlau t bei K ö r b e l , de r nac h de r Zeitschrif t „Čechoslovák " 
vom 26. Jul i 1940 zitiert ; deutsc h bei J a k s c h 359. 

22 I n seinem Schreibe n vom 21. Jul i 1940 erklärt e der britisch e Außenministe r Lor d 
H a l i f a x , die britisch e Regierun g „ . . . are happ y to recogniz e an d ente r int o 
relation s with th e provisiona l Czechoslova k Governmen t establishe d by th e Czecho -
slovak Nationa l Committe e to functio n in thi s country." , siehe K o r k i s c h 85, 
Not e 5; M a r e k 315, Not e 3; T á b o r s k ý 85. — Mi t diesem Schreibe n beant -
wortet e de r britisch e Außenministe r eine n Brief, in dem B e n e š am 9. Jul i 1940 
die britisch e Regierun g davon unterrichte t hatte , da ß „ . . . in view of th e new 
Situatio n resultin g from th e recen t event s in ou r countr y an d in Europ e in generál , 
th e Nationa l Committee , in agreemen t with ou r Army, with all ou r importan t 
politica l bodie s abroa d an d especiall y in agreemen t with th e spirit of resistanc e — 
obvious an d unbreakabl e — of th e overwhelmin g majorit y of th e entir e populatio n 
in ou r occupie d country , ha s no w decided , to constitut e a Provisiona l Czechoslova k 
Governmen t with th e whole Stat e machiner y — as far as would be possible to 
establish it on British terri tory." ; T á b o r s k ý 87 f.; M a r e k 315, Not e 2. 

2 3 Siehe die Erklärun g des Unterstaatssekretär s im britische n Außenministeriu m 
R. A. B u t l e r vom 24. Jul i 1940; M a r e k 314. 
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britischem Boden tätigen eigentlichen Exilregierungen, daß kein Austausch 
diplomatischer Vertreter mit der britischen Regierung stattfand24. Die Rund-
funkrede B e n e š s vom 24.Juli 1940 zeigt, wie wenig die tschechische poli-
tische Emigration mit dem durch die britische Zustimmung zur Bestellung 
einer „Vorläufigen Tschecho-Slowakischen Regierung" Erreichten zufrieden 
war. B e n e š versuchte deshalb, durch eine Flucht in die Öffentlichkeit die vor-
sichtig abwartende Haltung des Foreign Office propagandistisch zu überspielen. 

Von tschechischer Seite25 wurde diese Erklärung als eine Folgerung aus 
der am 21. Juli 1941 erfolgten „vollen Anerkennung" durch die britische Re-
gierung hingestellt, wobei freilich außer acht gelassen wird, daß die britische 
Regierung auch bei diesem Akt gerade die Grenzfrage offen ließ26. Selbst in 
der Note der britischen Regierung vom 5. August 1942 an die „Vorläufige 
Tschecho-Slowakische Regierung", über die der britische Außenminister 
E d e n das Unterhaus am gleichen Tage unterrichtete und in der sich die bri-
tische Regierung „als frei von jeder Verpflichtung" im Hinblick auf die im 
Jahre 1938 getroffenen Regelungen betreffend die Tschechoslowakei27 er-
klärte, ist noch keine Garantie der tschechoslowakischen Staatsgrenzen nach 
dem Stande von 1918 bis 1938 ausgesprochen28. Lediglich das französische 
Nationalkomitee de G a u l l e s erklärte am 29. September 1942, es betrachte 
das sog. Münchener Abkommen als von Anfang an nichtig29. 

24 Siehe hierzu die Ausführungen von M a r e k 315, die den Unterschied zu den 
eigentlichen Exilregierungen herausarbeitet, ungeachtet der von ihr in diesem Zu-
sammenhang ebenfalls zitierten (Note 4) „sibyllischen Feststellung" C h u r c h i l l s 
in seiner Erklärung vor dem Unterhaus vom 23. Juli 1940: „Was die Stellung der 
Tschechoslowakischen Regierung im Verhältnis zur polnischen und anderen in 
diesem Lande bestehenden Regierungen angeht, so mögen zwar vielleicht gewisse 
Unterschiede der Form vorliegen, grundsätzlich aber besteht kein Unterschied". 

25 T á b o r s k ý 89 f. (93). 
20 Auch der „Ministerpräsident" der „Vorläufigen Tschechoslowakischen Regierung", 

Monsignore Š r á m e k , erklärte in einer Rede, die er im britischen Rundfunk 
am 25. Juli 1941 hielt, die britische Regierung habe durch ihre Note vom 21. Juli 
1941 die Tschecho-Slowakische Regierung anerkannt: die britische Regierung . . . 
„has chosen this very moment to recognize the Czechoslovak Government as the 
authorized Government of the free Allied Czechoslovak State. As a consequence, 
the Czechoslovak State, its sovereignty and its external attributes, in conformity 
with the Czechoslovak Constitution of 1920, continue to exist in the territory of 
this country on the basis of the declaration made by the British Government in 
Parliament.", zit. bei M a r e k 319. 

27 „ . . . that as Germany has deliberately destroyed the arrangements concerning 
Czechoslovakia reached in 1938, in which H. M. Government in the United Kingdom 
participated, H. M. Government regard themselves as free from any engagements 
inx this respect. At the final settlement of the Czechoslovak frontiers to be reached 
at the end of the war, they will not be influenced by any changes effected in and 
since 1938", Wortlaut der Note bei K o r k i s c h 83 f. und M a r e k 321. 

28 Siehe hierzu K o r k i s c h 83; M a r e k 323, insbes. Note 2; R a s c h h o f e r 248 f. 
29 „ . . . the French National Committee, rejecting the agreements signed in Munich 

on September 29, 1938, solemnly declare that they consider these agreements as 
null and void as also all acts accomplished in the application or in consequence 
of these same agreements. Recognizing no territorial alternations affecting Czecho-
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Fü r den Standpunk t de r „Vorläufige n Tschecho-Slowakische n Regierung " 
bedeutete n alle diese diplomatische n Akte der Alliierten aber lediglich eine 
größer e ode r geringer e Annäherun g an die von ih r vertreten e politisch e un d 
rechtlich e Grundauffassung . Ein e Korrektu r der Kontinuitätstheori e in de r 
ih r von B e n e š gegebenen Fassun g auf Grun d rechtliche r ode r auc h nu r poli -
tische r Erwägunge n ode r gar ein e Einschränkun g auf die im Völkerrech t 
anerkannte n Grundsätz e ka m für sie offenbar niemal s in Betracht , vielmeh r 
wurd e die Wirklichkei t an ih r gemessen un d nac h ih r beurteilt , wobei ma n 
die Unterschied e zwischen den Grundsätze n des Völkerrecht s hinsichtlic h der 
staatliche n Kontinuitä t un d der eigene n ad ho c entwickelte n Thes e ver-
wischte ode r unerörter t ließ. 

Di e Rundfunkerklärun g vom 24. Jul i 1940 enthäl t bereit s die ganze „tsche -
choslowakisch e Kontinuitätstheorie" . Dabe i wird aber nich t nu r das Weiter -
bestehe n des Staate s in dem Umfang e un d in der For m postuliert , wie er in 
den Jahre n 1918 bis 1938 bestande n hat te ; B e n e š erklärt e darübe r hinau s 
auc h seinen Rücktrit t vom Amt e des Präsidente n der Republi k am 5. Oktobe r 
1938 un d sein Verlassen der Republi k wenige Tag e späte r rechtlic h als irre -
levant , so daß auc h insoweit , in seine r Perso n un d in seine r amtliche n Eigen -
schaft , die rechtlich e Kontinuitä t gegeben sei. Später , so z. B. nac h seine r 
Rückkeh r nac h Prag , ha t B e n e š vor dem Parlament 3 0 diese Einbeziehun g 
seine r Perso n in die „Kontinuitätstheorie " mi t de r Behauptun g zu rechtfer -
tigen un d zu begründe n gesucht , da ß er 1938 nu r unte r dem Druc k der deut -
schen Regierun g auf sein Amt verzichte t habe 3 1 . 

slovakia supervenin g in 1938 or since tha t time , the y undertak e t o do everythin g 
in thei r power to ensur e tha t th e Czechoslova k Republi c within frontier s prio r to 
Septembe r 1938, obtain s all effective guarantee s for he r militar y an d economi c 
securit y he r territoria l integrit y an d he r politica l unity;" , M a r e k 323; siehe auc h 
K o r k i s c h 87. 
R a s c h h o f e r 243, auf Grun d de r „Message , adressé pa r le presiden t Bene š it 
1'assemblée national e de la Républiqu e Tchecoslovaqu e (Inauguratio n des travau x 
du parlamen t tchecoslovaque) " Pra g 1946; siehe auc h B e n e š 73 ff. 
I n de r Rundfunkrede , in der B e n e š seine Rücktrittsabsich t am 5. Oktobe r 1938 
bekanntgegebe n un d eingehen d begründe t hatt e (siehe oben Not e 4), fehlt jede 
Andeutun g eine s solche n äußere n Zwanges ; im Gegenteil : B e n e š äußert e sich 
in dieser Red e übe r die Zukunftsaussichte n des tschechoslowakische n Staate s in 
seinen Grenze n nac h dem Münchene r Abkomme n durchau s zuversichtlich . E r un -
terstrich , da ß er den Entschluß , zurückzutreten , auf Grun d eingehende r Beratunge n 
mi t den verfassungsmäßi g zuständige n Organe n un d eine m größere n Freundeskrei s 
freiwillig un d auf Grun d tiefer persönliche r Überzeugun g („svobodn ě a ze svého 
osobnéh o přesvědčení" ) gefaßt habe . B e n e š ha t auc h bereit s aus dem Ausland 
seinem Nachfolger , Dr . H á c h a , zu dessen Wah l noc h telegraphisc h die besten 
Wünsch e für die Führun g seines Amte s ausgesproche n un d besonder s auc h die Ein -
stimmigkei t dieser Wah l unterstrichen ; den Wortlau t dieses Schreiben s un d der 
Antwor t Dr . Hácha s siehe B e n e š 80 f. — Bemerkenswer t ist die zurückhaltend e 
Form , in der selbst T á b o r s k ý 49 Not e 65a übe r diese „offizielle Auffassung 
de r gegenwärtigen tschechoslowakische n Regierung " un d die darau s gezogene n 
Folgerunge n berichtet . 
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Während des Krieges hat der Ministerpräsident der „Vorläufigen Tsche-
cho-Slowakischen Regierung", Monsignore Dr. Š r á m e k , erklärt, daß die 
Amtsperiode Dr. B e n e š s , der am 18. Dezember 1935 für sieben Jahre zum 
Präsidenten der Tschechoslowakischen Republik gewählt worden war, nor-
malerweise, also ohne seinen Verzicht auf das Amt, erst am 18. Dezember 
1942 abgelaufen wäre. Unter Berufung auf § 58 der tschechoslowakischen Ver-
fassung von 1920, demzufolge ein Präsident solange im Amt verbleibt, bis 
ein Nachfolger gewählt ist, blieb nach Auffassung der „Vorläufigen Tschecho-
slowakischen Regierung" Dr. Beneš auch nach diesem Zeitpunkt bis auf 
weiteres im Amte, da eine neue Wahl unter den gegebenen Umständen nicht 
möglich sei32. Der Zweck auch dieser juristischen Konstruktion liegt auf der 
Hand: Die Stellung Benešs als Sprecher der tschecho-slowakischen politi-
schen Emigration sollte durch diese Fiktion auch nach außen, den Alliierten 
gegenüber, unanfechtbar gemacht und damit auch die Stellung der tschecho-
slowakischen Emigrantenregierung gehoben werden. Die behauptete Legiti-
mität seiner Stellung als Staatspräsident sollte helfen, der „Vorläufigen Tsche-
cho-Slowakischen Regierung" den Status der übrigen in Großbritannien täti-
gen Exilregierungen zu verschaffen. 

Im Vordergrund dieses politischen Programms, dessen Kernstück die „tsche-
choslowakische Kontinuitätstheorie" bildete, stand die Absicht, nicht nur den 
rechtlichen Fortbestand des tschechoslowakischen Staates zu bekunden, son-
dern die Wiedererlangung der sudetendeutschen Gebietsteile in der für Beneš 
und seine Gesinnungsfreunde kennzeichnenden Überbewertung formalrecht-
licher Argumente eben dadurch der politischen Diskussion zu entziehen, daß 
man das „Münchener Abkommen" als ex tunc unwirksam hinstellte und da-
mit die Rechtsgültigkeit der Abtretung des Sudetengebietes leugnete. 

An sich hat die Gültigkeit des „Münchener Abkommens" mit der Frage 
des rechtlichen Fortbestehens des tschechoslowakischen Staates nichts zu tun, 
jedenfalls dann nicht, wenn man das Problem der staatlichen Kontinuität 
so versteht, wie dies im Völkerrecht üblich ist. Das Besondere der „tschecho-
slowakischen Kontinuitätstheorie" besteht aber gerade darin, daß beide Pro-
bleme aufs engste miteinander verknüpft wurden, wobei die „Vorläufige 
Tschecho-Slowakische Regierung" das Risiko in Kauf nahm, daß angesichts 
der engen Verquickung der beiden Probleme bei einer Ablehnung ihrer These 
von der Ungültigkeit des „Münchener Abkommens" auch die Kontinuität 
des Staates überhaupt in Frage gestellt worden wäre, ein Ergebnis, das bei 
der Abneigung der britischen Regierung, territoriale Vorentscheidungen zu 
treffen, durchaus nicht von der Hand zu weisen war33. 

Siehe die von Dr. Š r á m e k am 18. Dezember 1942 im Namen der „Vorläufigen 
Tschecho-Slowakischen Regierung" abgegebene Erklärung; siehe T á b o r s k ý 49. 
Siehe hierzu eingehend M a r e k 306 f. In der Ta t vermied es E d e n noch in seiner 
gegen das „Münchener Abkommen" gerichteten Erklärung vom 5. August 1942, 
zur Frage der künftigen Grenzen der Tschechoslowakei Stellung zu nehmen, siehe 
K o r k i s c h 86 f. 
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Dadurch , daß dieses Vorgehen der „Vorläufigen Tschecho-Slowakische n Re-
gierung" dann im Zuge der weiteren Gesamtentwicklun g von den Alliierten , 
auch von der britische n Regierung , hingenomme n wurde, ist die rechtlich e 
Problemati k dieser Doktri n freilich noc h nich t geklärt. Dies umso weniger, 
als es die Verlegung des Schwerpunkte s auf das „Münchene r Abkommen " 
den Verfechter n der „tschechoslowakische n Kontinuitätstheorie " überhaup t als 
überflüssig erscheine n ließ, auf die grundlegend e völkerrechtlich e Frage der 
staatliche n Identitä t und Kontinuitä t einzugehe n und zu erörtern , welche Fol -
gerungen sich darau s im Hinblic k auf die besonder e Lage der Tschechoslowa -
kei in dem in Frage stehende n Zeitrau m ziehen lassen34. 

Ohn e auf die Frage der Rechtsgültigkei t der Abtretun g des Sudetengebiete s 
nähe r einzugehen 35, sei lediglich auf die Widersprüch e hingewiesen , die das 
Verhalte n der tschechoslowakische n Regierun g währen d und nach der Krise 
von 1938 und der zum Tei l aus denselben Persone n bestehende n „Vorläufigen 
Tschecho-Slowakische n Regierung " im Zweiten Weltkrieg kennzeichnen . 

Dr . Beneš , der die Kontinuitätsdoktri n verkündet e und dessen bestimmen -
der Einfluß auf das gesamte politisch e Aktionsprogram m der tschechoslowa -
kischen Emigrantenregierun g und im besondere n natürlic h auf dessen Grund -
lage, eben die „tschechoslowakisch e Kontinuitätstheorie" , klar zu Tage liegt, 
hatt e auch die Politi k der Tschechoslowake i währen d der Staatskris e im Jahr e 
1938 maßgeblic h bestimmt . Da s Verhalte n der tschechoslowakische n Regie-
run g ließ im Jahr e 1938 keinen Zweifel, daß sie das Abkomme n als rechts -
verbindlic h ansah . De r damalige tschechoslowakisch e Außenministe r Dr . Ka-
mil K r o f t a hatt e am Morge n des 30. Septembe r 1938, im Beisein des fran-
zösischen , des britische n und des italienische n Gesandten , im Name n des Prä -
sidente n der Republi k (Beneš ) und im Name n der tschechoslowakische n 
Regierun g die Annahm e der in Münche n „ohn e uns und gegen uns gefällten 
Entscheidungen " erklärt 36. Weiterhi n hat die tschechoslowakisch e Regierun g 
auch an den Arbeiten zur Durchführun g des „Münchene r Abkommens " mit -
gearbeitet ; sie hat ihre Vertrete r in den „internationale n Ausschuß" entsandt , 
der aus Vertreter n Deutschlands , Großbritanniens , Italien s und der Tschecho -

3 4 Siehe hierz u M a r e k , für die Tschechoslowake i im besonderen : 283 ff., 303 ff. 
3 5 Siehe K o r k i s c h ; M a r e k 283 f., 306; R a s c h h o f e r 180 ff. Gege n die Gültig -

keit des „Münchene r Abkommens " T á b o r s k ý (Sekretä r B e n e š s währen d 
des zweiten Weltkrieges) ; kritisc h auc h W r i g h t , Quincy : Th e Munic h Settlemen t 
an d internationa l Law. America n Journa l of Internationa l Law 33 (1939) 12—32. 

3 6 Wortlau t dieser Erklärun g bei T á b o r s k ý 8; M a r e k 283; R a s c h h o f e r 182, 
hie r auc h de r Wortlau t eine r ausführliche n Prage r Meldun g vom gleichen Tage , 
derzufolg e sich die tschechoslowakisch e Regierun g „i m vollen Bewußtsei n de r 
historische n Verantwortun g . . . unte r voller Zustimmun g der verantwortliche n 
Faktore n de r politische n Parteie n daz u entschlosse n [habe] , die Münchene r Be-
schlüsse anzunehmen" ; in de r Regierungserklärun g vom 4. Oktobe r 1938 ver-
sichert e de r tschechoslowakisch e Ministerpräsiden t S y ť o v ý , daß „di e Regierun g 
die Entscheidun g der vier Großmächt e in Münche n loyal erfüllen wolle im Be-
strebe n un d im Glauben , die Lebensinteresse n des neue n Staate s zu schütze n un d 
zu sichern" ; siehe B a d e n : Historisch-politisch e Betrachtunge n zum Münchene r 
Abkommen . Außenpolitisch e Monatsheft e 1938, S. 1040 ff. 
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Slowakei bestand37. Schließlich kam es auch zu einer vertraglichen Regelung 
der durch die Gebietsabtretung entstandenen Staatsangehörigkeitsfragen38. 

Besonders bedeutsam und einschneidend waren aber die Folgerungen, wel-
che sich für das innerstaatliche Recht in den von der „tschechoslowakischen 
Kontinuitätstheorie" in Anspruch genommenen Gebieten und für deren Be-
wohner ergaben. Sie sind in der Erklärung vom 24. Juli 1940 bereits ange-
deutet. Noch während des Krieges aber hat die „Vorläufige Tschecho-Slowa-
kische Regierung" alle aus dieser Theorie abzuleitenden rechtlichen Konse-
quenzen gezogen und sie zur Grundlage ihrer rechtspolitischen Erklärungen 
und „gesetzgeberischen" Maßnahmen gemacht. Während die Folgerungen aus 
dieser Doktrin, solange sich die „Vorläufige Tschecho-Slowakische Regie-
rung" außerhalb des früheren Staatsgebietes befand, im wesentlichen auf den 
politischen und propagandistischen Bereich beschränkt und ohne Auswirkun-
gen auf die Bevölkerung der nach dieser Doktrin in Anspruch genommenen 
Gebiete blieben, zeigte sich die volle Tragweite der Kontinuitätstheorie in 
dem Zeitpunkt, als die tschechoslowakische Emigrantenregierung im Zuge 
der Besetzung des früheren Staatsgebietes durch die sowjetische Armee und 
als von der sowjetischen Besatzungsmacht eingesetztes Vollzugsorgan ihre 
Tätigkeit auf diesem Gebiete aufnahm und nun rücksichtslos alle ihr zweck-
mäßig erscheinenden Konsequenzen aus dieser Doktrin und der ihr zugrunde 
liegenden Fiktion zog. 

Die „Vorläufige Tschecho-Slowakische Regierung" unterstrich zwar auch 
bei ihrer gesetzgeberischen Tätigkeit, die sie während des Krieges in der 
Emigration entfaltete, immer wieder und mit Nachdruck die Kontinuität der 
Rechtsetzung mit der Rechtsordnung der ersten Republik, deren Wiederher-
stellung sie als das Ziel ihrer Tätigkeit verkündete und in den Gesetzgebungs-
akten selbst herausstellte39, wobei alle Widersprüche mit dem Hinweis auf 
die Ausnahmesituation gerechtfertigt wurden. So hat sich vor allem auch 
der am 30. Januar 1942 in London eingesetzte „Rechtsrat" (Právní rada), 
dessen Aufgabe darin bestand, Rechtsgutachten darüber zu erstatten, ob eine 

i7 R a s c h h o f e r 188f. und 237; M a r e k 287. 
18 Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und der Tschechoslowakischen Republik 

über Staatsangehörigkeits- und Optionsfragen vom 20. November 1938, RGBl. II 
893; Slg. Nr. 300; siehe zu diesem Vertrag eingehend K o r k i s c h : Zeitschrift 
für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 10 (1940/41) 179 ff. 

19 So wurde in dem auf Vorarbeiten aus dem Jahre 1941 zurückgehenden Entwurf 
eines „Dekrets über die Erneuerung des vollen staatlichen Lebens der Tschecho-
slowakischen Republik und der Rechtsordnung auf ihrem Gebiet" — der später ab-
geändert als Verfassungsdekret des Präsidenten vom 3. August 1944 (Tschecho-
slowakisches Amtsblatt Nr. 11 vom 14. November 1944) erlassen, durch Beschluß 
der tschechoslowakischen Regierung vom 27. Juni 1945 ausdrücklich aufrechterhal-
ten und im Gesetzblatt durch Kundmachung vom 27. Juli 1945 (Slg. Nr. 30) neu 
verkündet und schließlich mit einigen Abänderungen als Verfassungsgesetz vom 
19. Dezember 1945 (Slg. Nr. 12/1946) erneut erlassen wurde — der Anschluß an 
die bis 1938 geltende Rechtsordnung ausdrücklich ausgesprochen und geregelt. 
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Verordnung oder Entscheidung der „Vorläufigen Tschecho-Slowakischen Re-
gierung" oder der Zentralämter mit der tschechoslowakischen Rechtsordnung 
in Einklang stand40, in einer seiner ersten Stellungnahmen ausführlich mit der 
von der tschechischen und slowakischen politischen Emigration im Auslande 
aufgebauten Verfassungs- und Rechtsordnung beschäftigt und sich dabei, aus-
gehend von der Rede B e n e š s vom 24. Juli 1940, noch einmal ausdrücklich 
zur „tschechoslowakischen Kontinuitätstheorie" bekannt41. 

Es braucht nicht besonders hervorgehoben zu werden, daß die gesetz-
geberischen Maßnahmen der „Vorläufigen Tschecho-Slowakischen Regierung" 
den Vorschriften der tschechoslowakischen Verfassung von 1920 nicht ent-
sprachen und auch gar nicht entsprechen konnten, weil alle rechtset-
zenden Organe, vor allem das Parlament, fehlten. Eine gesetzgebende 
Gewalt des Staatspräsidenten, etwa auf Grund einer Ermächtigung, Not-
anordnungen zu erlassen, kannte die Verfassung von 1920 nicht, so daß 
die „Dekrete (Verfassungsdekrete) des Präsidenten der Republik" — die 
Form, in der die Gesetzgebungsakte der „Vorläufigen Tschecho-Slowakischen 
Regierung" ergingen — selbst durch die fingierte Fortdauer der Präsident-
schaft Dr. B e n e š s nicht auf eine verfassungsrechtliche Analogie gestützt 
werden können. Besonders bedenklich ist es aber, daß auch nach der Been-
digung der Kampfhandlungen die wichtigen Gesetzgebungsakte, durch welche 
in die elementarsten Rechte etwa eines Drittels der Gesamtbevölkerung ent-
scheidend eingegriffen wurde, ebenfalls noch in der Form solcher „Dekrete 
des Präsidenten der Republik" ergangen sind42 und von dem Gedanken der 
„tschechoslowakischen Kontinuitätstheorie" bestimmt waren. 

40 K ö r b e l 235. 
41 „Dieser Rechtsgrundsatz von der rechtlichen Fortexistenz der Vor-Münchener Re-

publik und der Fortdauer ihrer Rechtsordnung hat seine Grundlage in den ma-
teriellen Vorschriften des tschechoslowakischen Verfassungsrechts. Nach § 64 der 
tschechoslowakischen Verfassungsurkunde vertritt der Präsident der Republik den 
Staat nach außen und vereinbart und ratifiziert die internationalen Verträge. Ver-
träge, durch welche das Staatsgebiet geändert wird, bedürfen der Zustimmung der 
Nationalversammlung. Soweit es sich um Änderungen des Staatsgebietes handelt, 
gibt die Nationalversammlung ihre Zustimmung in der Form eines Verfassungs-
gesetzes. Die Verfassungsurkunde und ihre Bestandteile können nur durch ein als 
Verfassungsgesetz bezeichnetes Gesetz abgeändert oder ergänzt werden. Nach § 33 
der Verfassungsurkunde ist zur Abänderung der Verfassungsurkunde und ihrer Be-
standteile die Dreifünftelmehrheit der Mitglieder beider Häuser erforderlich." Aus 
dieser verfassungsrechtlichen Argumentation zieht der „Rechtsrat" den Schluß, daß 
die „in München getroffene Entscheidung" und alle aus den späteren Ereignissen 
für die Tschechoslowakei entstandenen Folgen ungültig seien und setzt hinzu, daß 
„die Besetzung tschechoslowakischen Staatsgebietes durch fremde Heere, die im 
Oktober 1938 und im März 1939 erfolgte, einen Zustand hervorrief, der keine 
Stütze in der tschechoslowakischen Rechtsordnung hat und ungeachtet alles übrigen, 
was sich aus außerrechtlichen (metajuristischen) Gesichtspunkten dagegen anführen 
läßt, ein gesetzwidriger, verfassungswidriger und rechtswidriger Zustand ist"; siehe 
K ö r b e l 236. 

42 Alle im Jahre 1945 ergangenen Normen, durch welche in die Rechte der Sudeten-
deutschen (und Madjaren) eingegriffen wurde, sind in dieser der Verfassung von 
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Wie ernst es der „Vorläufigen Tschecho-Slowakischen Regierung" jedoch 
von Anfang an mit ihrer Kontinuitätsdoktrin war, zeigte eine im Oktober 
1941 abgegebene Erklärung, in der in programmatischer Form alle Folgerun-
gen aus dieser Doktrin bereits angedroht werden: 

„Die tschechoslowakische Regierung erklärt hiermit, daß sie niemals an-
erkannte, anerkennt noch jemals anerkennen wird irgendeine Übertragung 
oder Verfügung über ein bewegliches oder unbewegliches Vermögen, welches 
am 27. September 1938 dem tschechoslowakischen Staat, den Provinzen, Be-
zirken, Gemeinden und allen öffentlichen Körperschaften auf dem Gebiet der 
tschechoslowakischen Republik gehörte, insofern diese Übertragungen und 
Verfügungen nach dem genannten Tag unter dem Druck feindlicher Beset-
zung oder als Ergebnis anderer politischer Ausnahmebedingungen zustande 
kamen. Es ist in diesem Zusammenhang unwesentlich, ob diese Übertragun-
gen und Verfügungen äußerlich als freiwillig erscheinen und ob sie statt-
fanden oder stattfinden werden zum Vorteil tschechoslowakischer Bürger oder 
von Bürgern auswärtiger Staaten. 

Diesem Grundsatz entsprechend wird allen Übertragungen oder Verfügun-
gen über Privatvermögen, die nach dem 27.'September 1938 unter den oben 
erwähnten Umständen vorgenommen wurden, die Anerkennung versagt oder 
versagt werden. 

Diese Erklärung erstreckt sich im besonderen auch auf alle tschechoslowa-
kischen Wertpapiere, deren erzwungene oder scheinbar freiwillige Übertra-
gung nach dem 27. September 1938 unter den erwähnten Umständen erfolgte. 
Alle Übertragungen und Verfügungen, die in den Bereich dieser Erklärung 
fallen, sind null und nichtig und werden weiterhin für null und nichtig er-
klärt, und die tschechoslowakische Regierung behält sich das Recht vor, ein 
Verfahren und Sonderbedingungen für die nötige Wiedergutmachung fest-
zusetzen. Gleicherweise behält sich die tschechoslowakische Regierung das 
Recht vor, strafrechtliche Sanktionen gegen alle Personen zu erlassen, die 
dem Geist dieser Erklärung zuwider gehandelt haben oder handeln sollten43." 

1920 unbekannten Form ergangen, darunter vor allem die Dekrete, welche die 
Konfiskation des gesamten Vermögens der Personen deutscher und magyarischer 
Volkszugehörigkeit verfügten (Dekrete vom 19. Mai 1945, Slg. 5; vom 21. Juni 
1945, Slg. 12; vom 25. Oktober 1945, Slg. 108, um nur die wichtigsten zu nennen), 
das sog. „Retributionsdekret" vom 19. Juni 1945, Slg. 16 (siehe Note 34) und nicht 
zuletzt auch das „Verfassungsdekret" des Präsidenten der Republik vom 2. August 
1945, Slg. Nr. 33, durch das den ehemaligen tschechoslowakischen Staatsbürgern 
deutscher oder madjarischer Volkszugehörigkeit die tschechoslowakische Staats-
angehörigkeit aberkannt bzw. versagt wurde; siehe „Dokumentation der Vertrei-
bung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa", Bd. IV/ l , S. 204—287. 

43 Die englische Fassung dieser Erklärung findet sich bei T a b o r s k ý 93, Note 116, 
der aber kein genaues Datum angibt (nur Oktober 1941): 
„The Czechoslovak Government hereby declares that it has never recognised, does 
not recognise, and at no time will recognise any transfers or disposals of property 
whether movable or immovable, which on September 27 * belonged to the Czecho-
slovak State, provinces, districts, communes and all public bodies on the territory 
of the Czechoslovak Republic, in so far as these transfers and disposals were 
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Diese und eine Reih e weiterer einschneidende r Maßnahmen , welche noch 
währen d des Krieges insbesonder e gegen die innerhal b der frühere n Staats -
grenzen siedelnd e deutsch e und madjarisch e Volksgruppe und ihre Ange-
hörigen geplant wurden , ha t die „Vorläufige Tschecho-Slowakisch e Regie-
rung", als sie die Regierungsgewalt auf dem tschecho-slowakische n Staats -
gebiet übernomme n hatte , auch tatsächlic h und zwar in einem noc h sehr viel 
weitergehende n Ausmaß durchgeführt . 

Die „tschechoslowakisch e Kontinuitätstheorie " bildete die „rechtliche " 
Grundlag e insbesonder e auch für alle Gesetzgebungsakte , durc h welche die 
Bevölkerun g der im Jahr e 1938 an das Deutsch e Reich und Ungar n abgetre-
tene n Gebietsteil e schwer betroffen wurde, indem ihr die Grundlage n ihres 
wirtschaftliche n und kulturelle n Leben s entzoge n und darübe r hinau s auch 
ihre physische Existen z bedroh t wurde 41. So wurden z.B. bereit s am 19. Mai 
1945 „ausnahmslo s alle Vermögensübertragunge n und vermögensrechtliche n 
Rechtsgeschäft e ohn e Rücksich t darauf , ob sie bewegliches oder unbeweg-
liches, öffentliche s oder privates Vermögen betreffen", für ungülti g erklärt , 
„sofern sie nac h dem 29. Septembe r 1938 unte r dem Druc k der Okkupatio n . . . 
vorgenomme n wurden" 45. Die „tschechoslowakisch e Kontinuitätstheorie " bot 
die Handhabe , nich t nu r alle seit 1938 in diesen Gebiete n ergangene n gesetz-
lichen Vorschriften nach Belieben mit rückwirkende r Kraft aufzuhebe n und 
die Rechtsgültigkei t der in diesem Zeitrau m vorgenommene n Rechtsgeschäft e 
in Frage zu stellen, sonder n darüberhinau s auch das Verhalte n dieses Zeit -

effected after th e Said dat e unde r th e pressur e of enem y occupatio n or as th e resul t 
of othe r exceptiona l politica l conditions . I n thi s connectio n it is immateria l whethe r 
thes e transfer s an d disposal s appea r outwardl y to be of a voluntar y character , 
an d whethe r the y too k place , or will tak e place , for th e benefi t of Czechoslova k 
Citizens , or of Citizen s of foreign States . I n accordanc e with thi s principle , no 
recognitio n is granted , or will be granted , to an y transfer s or disposals of privat e 
propert y effected after Septembe r 27 i h 1938, unde r th e circumstance s indicatc d 
above. 
Thi s declaratio n applies , in particular , likewise to all Czechoslova k securities , 
th e enforce d or apparentl y voluntar y transfer s of which were effected after Sep-
tembe r 27 t h , 1938, unde r th e circumstance s indicate d above. All transfer s an d 
disposal s comin g within th e scope of thi s declaratio n are regarded , an d will con -
tinu e to be regarded , as nul l an d void an d th e Czechoslova k Governmen t reservcs 
to itself th e right to establish a proceduř e an d detaile d condition s for bringin g 
abou t th e necessar y redress . T h e Czechoslova k Governmen t likewise reserves to 
itself th e righ t to issue pena l sanction s agains t all person s who have acted , or ma y 
act , against th e spirit of thi s declaration" ; siehe auc h R a s c h h o f e r 236. 
Di e gesamt e gegen die deutsch e Bevölkerun g der Tschechoslowake i seit 1945 er-
gangen e Gesetzgebun g liegt gesammel t un d ins Deutsch e übersetz t vor in dem 
Werk : „Dokumentatio n de r Vertreibun g de r Deutsche n aus Ost-Mitteleuropa" , 
Bd. IV/1 : „Di e Vertreibun g de r deutsche n Bevölkerun g aus der Tschechoslowakei " 
(1957) 181—314. 
Dekre t des Präsidente n de r Republi k vom 19. Ma i 1945, Slg. Nr . 5, übe r die Un -
gültigkeit einiger vermögensrechtliche r Rechtsgeschäft e aus de r Zei t de r Unfreihei t 
un d übe r die national e Verwaltun g der Vermögenswert e de r Deutschen , de r Madja -
ren , de r Verräte r un d Kollaborante n un d einiger Organisatione n un d Anstalten . 
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raumes mit dem Maßstab eines irrealen und noch dazu übersteigerten Loyali-
tätserfordernisses gegenüber der in den Vor-Münchener Grenzen fiktiv weiter-
bestehenden „Tschechoslowakischen Republik" zu messen. Ihre klarste Aus-
prägung hat diese Doktrin im sog. „Retributionsdekret"46 gefunden, in dem 
nicht nur die Strafsätze des Strafgesetzbuches in rigoroser Weise verschärft 
wurden, sondern auch völlig neue Tatbestände politischer Natur rückwirkend 
unter strengste Bestrafung gestellt wurden47. Auch im Privatrecht beruhen 
eine ganze Reihe neuer Normen auf der Kontinuitätsdoktrin, mit deren Hilfe 
weitgehende Eingriffe in das Vermögensrecht gerechtfertigt wurden. 

Die „tschechoslowakische Kontinuitätstheorie" und die für sie besonders 
kennzeichnende Auffassung, daß das „Münchener Abkommen" ex tunc ungül-
tig sei, hinderte B e n e š und seine Regierung allerdings im Jahre 1945 nicht, 
den auf Grund dieses Abkommens eingetretenen Staatsangehörigkeitswechsel 
der Bevölkerung der sudetendeutschen Gebiete ausdrücklich als gültig anzu-
erkennen48. Diese vom tschechoslowakischen Gesetzgeber gewollte49 Inkon-
sequenz ist ein weiterer aufschlußreicher Beweis für den ausgesprochen poli-
tischen Zweckmäßigkeitscharakter der „tschechoslowakischen Kontinuitäts-
theorie". Dadurch, daß man den Wechsel der Staatshoheit über die dieses 
Gebiet bewohnende Bevölkerung aber als gültig behandelte, verschaffte man 
sich eine „rechtliche" Handhabe zur Ausweisung dieser Menschen aus ihrer 
angestammten Heimat: Man schob sie als „Ausländer" ab50. 

Dekret des Präsidenten der Republik vom 19. Juni 1945, Slg. Nr. 16, über die Be-
strafung der nazistischen Verbrecher, der Verräter und ihrer Helfershelfer sowie 
über die außerordentlichen Volksgerichte. 
Die Befolgung der in der Zeit von 1938 bis 1945 auf tschechoslowakischem Staats-
gebiet geltenden Vorschriften eines anderen Rechts als des tschechoslowakischen 
bildet gegenüber einer nach diesem Dekret strafbaren Handlung ebensowenig eine 
strafbefreiende oder strafmildernde Entschuldigung wie der Umstand, daß „Organe, 
die durch eine andere als die tschechoslowakische Staatsgewalt eingesetzt wurden, 
sie angeordnet oder zugelassen haben", noch auch, „daß der Täter diese unwirk-
samen Vorschriften für gerechtfertigt gehalten hat" (§ 13 Abs. 1). 
Verfassungsdekret des Präsidenten der Republik vom 2. August 1945, Slg. Nr. 33, 
über die Regelung der tschechoslowakischen Staatsbürgerschaft der Personen deut-
scher und madjarischer Nationalität, dessen § 1 Abs. 1 bestimmt: „Die tschecho-
slowakischen Staatsbürger deutscher und madjarischer Nationalität, die nach den 
Vorschriften einer fremden Besatzungsmacht die deutsche oder madjarische Staats-
angehörigkeit erworben haben, haben mit dem Tage des Erwerbs dieser Staats-
angehörgkeit die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft verloren". 
In dem Runderlaß des Ministeriums des Innern vom 24. August 1945 über die 
Regelung der tschechoslowakischen Staatsbürgerschaft nach dem Dekret vom 
2. August 1945 heißt es hierzu: „Die Mehrheit dieser Personen hat die deutsche 
oder ungarische Staatsangehörigkeit auf Grund der Regelung der Okkupanten 
selbst erworben. Diese Verfügung wäre zwar vom Standpunkt der tschechoslowaki-
schen Rechtsordnung nichtig, das Verfassungsdekret hat diesen Akt einer ausländi-
schen Staatsgewalt jedoch ausdrücklich anerkannt und dadurch ex lege alle diese 
Personen aus dem tschechoslowakischen Staatsverband ausgeschlossen". 
Der im Verwaltungsrecht für die zwangsweise Entfernung lästiger Personen (Land-
streicher, Arbeitsscheue u. dergl.) übliche Ausdruck „Abschiebung" (odsun) wird 
auch in den einschlägigen tschechoslowakischen Vorschriften über die Aussiedlung 
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Die Feststellung, daß es sich bei der „tschechoslowakischen Kontinuitäts-
theorie" nicht um eine Rechtsthese, sondern um ein politisches Aktionspro-
gramm handelt, zu dessen Begründung man sich verschiedener, z. T . höchst 
problematischer und sogar einander widersprechender juristischer Argumente 
bediente, findet sich in dem Schrifttum, das sich mit dieser Doktrin beschäf-
tigt, überall dort, wo in einer sachlichen Untersuchung die Fakten und ihre 
rechtliche Tragweite unvoreingenommen geprüft und gewürdigt werden51. 
Selbst die tschechischen Autoren sehen sich aber genötigt, den politischen 
Zweck der Theorie zuzugeben, wenn sie auch versuchen, diese Doktrin mit 
allen ihren Folgerungen als ihrem Wesen nach lediglich von juristischen Ge-
sichtspunkten bestimmt und mit den geltenden Rechtsgrundsätzen überein-
stimmend hinzustellen. Während sie sich aber über Aufgabe und Zweck der 
Doktrin insoweit einig sind, als es sich darum handelt, Existenz und Organi-
sation sowie das politische Programm der Emigrantenregierung während des 
Krieges und seine Verwirklichung nach Beendigung der Feindseligkeiten zu recht-
fertigen, gehen einige der Nachkriegsautoren weit über diesen Rahmen hinaus 
und sprechen der Doktrin eine grundlegende staatspolitische und staatsrecht-
liche Bedeutung zu, die im Grunde dem Gedanken der Kontinuität zuwiderläuft. 

Bereits während des Krieges hat Eduard T á b o r s k ý , der politische Sekre-
tär B e n e š s , den Versuch unternommen, die Kontinuitätsdoktrin, ihre juri-
stischen Thesen und die in ihr verkörperten politischen Ziele der tschecho-
slowakischen Emigrantenregierung in einer größeren Arbeit auf Grund eines 
umfangreichen Materials völkerrechtlich zu unterbauen. Die ausführliche Do-
kumentation der Arbeit, welche über die Tätigkeit der tschechoslowakischen 
politischen Emigration viele auch heute noch kaum an anderer Stelle zugäng-
liche Belege und Dokumente bringt, kann freilich allen Bemühungen zum 
Trotz nicht darüber hinwegtäuschen, daß Ursprung und Ausgestaltung dieser 
Doktrin ausgesprochen von politischer Zweckmäßigkeit bestimmt sind. 

Ganz im Sinne der B e n e š r Erklärung vom 24. Juli 1940 verknüpft auch 
T á b o r s k ý die völkerrechtliche These von der Identität und Kontinuität 
des tschechoslowakischen Staatswesens mit dem aus der tschechoslowakischen 
Verfassung abgeleiteten Postulat der Integrität der Staatsgrenzen: 

„Wenn wir den Gesichtspunkt zugrunde legen, der nach meiner Auffassung 
zutreffend ist, daß nämlich das Münchener Abkommen und der Wiener 
Schiedsspruch ex tunc ungültig sind, dann müssen wir darauf bestehen, daß 
die sog. abgetretenen Gebiete ein integrierender Teil des tschechoslowaki-

der Deutschen verwendet: so bestimmt das Verfassungsdekret des Präsidenten der 
Republik vom 27. Oktober 1945, Slg. Nr. 137, über die Sicherstellung der als 
staatlich unzuverlässig angesehenen Personen während der Revolutionszeit in § 2: 
„Unter einer Sicherstellung (vorläufigen Sicherstellung) im Sinne dieses Dekretes 
und anderer gesetzlicher Bestimmungen ist nicht die Zusammenziehung ausländi-
scher Staatsangehöriger zu verstehen, die von der zuständigen Behörde an bestimm-
ten Orten zum Zwecke ihrer späteren Abschiebung durchgeführt wurde"; auch in 
der Bekanntmachung des Ministeriums des Innern vom 2. Dezember 1945, Amts-
blatt Nr. 500 (III, 4), wird dieser Ausdruck verwendet. 

51 So vor allem M a r e k 306 ff. (311) und R a s c h h o f e r 235 ff. (237). 
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sehen Staate s sind und stets waren und dahe r niemal s aufhörten , unte r tsche-
choslowakische r Herrschaf t zu stehen und jetzt auch darunte r stehen mit 
allen Konsequenzen , die sich darau s sowohl für die Gebiet e als auch für deren 
Bewohne r ergeben 52." 

Auch der Brünne r Professor Bohumi l K u č e r a vertrit t in seinem im Jahr e 
1949 veröffentlichte n Aufsatz53 die „tschechoslowakisch e Kontinuitätstheorie " 
uneingeschränk t in der Form , wie sie im Kriege Bene š verkünde t und T á -
b o r s k ý völkerrechtlic h zu unterbaue n versucht hat . De r Aufsatz K u č e r a s 
bringt zwar weder im Tatsächliche n noch auch juristisch etwas Neue s gegen-
über der sehr viel umfangreichere n und auch sehr viel eingehende r dokumen -
tierte n Arbeit T a b o r s k ý s . Die Ausführunge n K u č e r a s lassen aber die 
ausgesproche n politisch e Funktio n der Doktri n noch schärfer hervortrete n 
und sind deshalb nach For m und Inhal t besonder s kennzeichnen d für die Art 
und Weise, in der von den Verfechter n dieser Theori e juristisch argumentier t 
wird; dies umso mehr , als K u č e r a in seiner Argumentatio n nich t meh r so 
vorsichtig und auf die Überwindun g politische r Bedenke n und juristische r 
Skepsis bedach t ist wie T á b o r s k ý . 

K u č e r a stellt den Grundsat z der Kontinuitä t oder Identitä t des Staate s 
in seinen Vor-Münchene r Grenze n als „die Leitide e im Kampf e um die Wie-
derherstellun g der Unabhängigkei t des tschechoslowakische n Staates " nach -
drücklic h herau s und rechtfertig t diese These damit , daß das tschechoslowa -
kische Volk „Münche n niemal s anerkann t habe, weil dies eine verbrecherisch e 
Aggression gegen einen friedliebende n Staa t und ein friedliebende s Volk 
war"54. Auf die Ereignisse des Septembe r 1938 geht K u č e r a nich t nähe r ein; 
vor allem wird die entscheidend e Tatsach e überhaup t nich t erwähnt , daß 
sich die tschechoslowakisch e Regierun g und der damalige Staatspräsiden t 
Bene š nich t erst End e Septembe r in München , sonder n spätesten s bereit s am 
21. Septembe r 1938 auf Grun d der am 19. Septembe r in ultimative r For m aus-
gesprochene n Forderun g Frankreich s und Großbritannien s mit der Abtretun g 
der Sudetengebiet e einverstande n erklär t haben 55, sofern die Abtretun g nich t 
überhaup t von Bene š angebote n wurde 56. Die entscheidend e Mitwirkun g der 
beiden Großmächt e bei der Neuregelun g der Grenze n der Tschechoslowake i 

5 2 T á b o r s k ý 24. 
5 3 K u č e r a geht , wohl mi t Rücksich t auf die beabsichtigt e Auslandswirkun g seines 

im „Bulleti n de droi t tchecoslovaque " veröffentlichte n Aufsatzes, auf die Erörterun g 
de r Theori e un d ihr e dami t verbunden e grundlegend e Neuinterpretation , die in 
den Nachkriegsjahre n in de r Tschechoslowake i erfolgt , nich t ein . 

5 4 K u č e r a 53. 
5 3 Siehe K o r k i s c h 92f.; R a s c h h o f e r 175f. 
5 6 Z u der Frage , ob B e n e š bereit s am 17. Septembe r 1938 de r französische n Re -

gierun g gegenübe r die Abtretun g sudetendeutsche r Gebiet e an das Deutsch e Reic h 
vorgeschlagen hat , siehe die eingehend e Erörterun g auf Grun d der 1958 in Pra g 
veröffentlichte n neue n Dokument e („Mnicho v v dokumentech " [Münche n in Do -
kumenten ] Pra g 1958) von R a b l , Kur t : Neu e Dokument e zu r Sudetenkris e 1938. 
Bohemia-Jahrbuc h des Collegiu m Carolinu m 1 (1960) 312—362 (320 ff.); vgl. zu 
dieser Frag e auc h C e l o v s k ý , Boris : Da s Münchene r Abkomme n 1938. Stuttgar t 
1958, S. 345 ff. 
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wird lediglich beiläufig mit dem vagen Bemerke n verzeichnet , die beiden 
Westmächt e hätte n „in Münche n eine schwere Verantwortun g für alle Kon -
sequenze n übernommen , welche sich für das tschechoslowakisch e Volk aus 
ihre r Interventio n ergeben" 57. Ungena u sind auch die Hinweise K u č e r a s auf 
das Verhalte n der Alliierten , insbesonder e der britische n Regierung , in der 
Frage der Anerkennun g des Fortbestande s der Tschechoslowake i und ihre r 
Stellungnahm e zur Weitergeltun g des Münchene r Abkommens . Ohn e den In -
halt und die Tragweite der Erklärunge n der verschiedene n alliierten Regie-
rungen und einzelne r Staatsmänne r "eingehen d und sachlich zu analysieren , 
geht sein Bestreben einzig dahin , seine allgemein e Feststellung , daß Frank -
reich und Großbritannien , nachde m sie in den Krieg eingetrete n waren und 
das rechtlich e Fortbestehe n der Tschechoslowake i anerkann t hatten , „auc h 
Münche n ablehnten" 58, aus den Erklärunge n der britische n Regierun g und 
des französische n Nationalkomitee s de G a u l l e s herzuleiten , wobei er eben-
falls die völkerrechtlich e Frage der staatliche n Kontinuitä t mit der Frage 
der Staatsgrenze n und den Erklärunge n der Großmächt e über ihre Kriegsziele 
in einem der tschechoslowakische n These dienliche n Sinne zu verknüpfen 
suchte . Auch er muß aber einräumen , daß sich die britisch e Regierun g hin-
sichtlich der Grenze n in Mitteleurop a nich t festlegen wollte 59; dies gilt aller-
dings nich t nur , wie er meint , für die Erklärungen , welche die britisch e 
Regierun g in den ersten Kriegsjahren abgab, sonder n auch noc h für ihre 
spätere n Erklärungen , insbesonder e auch für die Erklärun g E d e n s vor dem 
Unterhau s am 5. August 194260. Die für die Weiter gel tun g des Münchene r 
Abkommen s entscheidend e Frage , ob eine von mehrere n Partner n geschlos-
sene völkerrechtlich e Vereinbarun g über eine Grenzziehung , die inzwischen 
durchgeführ t wurde, nachträglic h durc h einseitige Erklärunge n einzelne r Ver-
tragspartne r ex tun c für aufgehoben erklär t werden kann 61, sieht K u č e r a 

5 7 K u č e r a 53, de r weiterhi n imme r vom „Dikta t von München " spricht . 
5 8 K u č e r a 53. 
5 9 K u č e r a 54 im Hinblic k auf die britisch e Not e vom 18. Jul i 1940. 
0 0 K u č e r a 54 f. heb t im Zusammenhan g mi t de r britische n Not e vom 18. Jul i 1940 

hervor , da ß de r Kamp f u m das Fortbestehe n de r Tschechoslowakische n Republi k 
darau f gerichte t war, das „Dikta t von München " auc h der For m nac h zu beseitigen 
un d verweist im Anschlu ß dara n auf die Rundfunkerklärun g C h u r c h i l l s vom 
30. Septembe r 1940 an da s tschechoslowakisch e Volk, auf die britisch e Not e vom 
11. Novembe r 1940 sowie auf die Erklärung , die E d e n am 5. August 1942 vor 
dem Unterhau s abgegeben hat , in dene n sich die britisch e Regierun g von „Mün -
chen " in der For m distanzierte , da ß sie erklär te , sie eracht e sich durc h das 
„Münchene r Abkommen " bei der endgültige n Grenzfestsetzun g nac h Beendigun g 
des Krieges nich t meh r gebunden . Durc h die zeitlic h begründet e Einbeziehun g der 
Erklärung , die M o l o t o v am 9. Jun i 1942 in Londo n abgegeben hat , un d in der 
er, wie K u č e r a (S. 55) angibt , „sich kategorisc h . . . zugunste n de r Vor-
Münchene r Grenze n der Tschechoslowakei " ausgesproche n habe , erweckt K u č e r a 
allerding s den unrichtige n Anschein , als ob auc h die Erklärunge n von britische r 
Seite eine solch e die künftige n Grenze n des Staate s betreffend e Zusag e enthielten ; 
da s ist jedoc h nich t der Fall , siehe K o r k i s c h 99. 

6 1 Siehe K o r k i s c h 100 ff. 
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überhaup t nicht ; ihre richtige  Beantwortun g würde allerdings auch der „tsche -
choslowakische n Kontinuitätstheorie " die Grundlag e entziehen . Diese Grund -
frage ist aber nich t das einzige Problem , dem K u č e r a und mit ihm die 
übrigen Verfechter der tschechoslowakische n Kontinuitätsdoktri n ausweichen . 

In seiner juristischen Beweisführun g geht K u č e r a von der Behauptun g 
aus, das im Völkerrech t für den Fortbestan d eines Staate s allein Entschei -
dend e sei die Kontinuitä t von Volk und Gebiet , währen d er das dritt e nach 
dieser Lehr e für die Fortdaue r eines Staate s maßgebend e Element , die Iden -
titä t der obersten politische n Organisatio n über Gebie t und Volk, völlig auße r 
acht läßt 62. 

Auf die Frage , ob die Annexion tschechoslowakische n Staatsgebiete s durc h 
das Deutsch e Reich „de n Fortbestan d des tschechoslowakische n Staate s und 
seiner internationale n Persönlichkei t berühren " konnte , geht er zwar ein, ver-
nein t sie aber lediglich mit der Begründung , es habe sich bei der Annexion des 
tschechoslowakische n Staatsgebiete s nich t um eine „vollkommen e Annexion " 
gehandelt , da sie nu r „als Einleitun g zur Entfesselun g des Zweiten Welt-
krieges" gedient habe ; sie sei deshalb nu r als militärisch e Okkupatio n anzu -
sprechen , bei der das besetzte Gebie t nich t als eine endgültige Eroberun g be-
trachte t werden könnte 63. Abgesehen davon, daß K u č e r a nich t klar erken -
nen läßt , ob er mit diesen Ausführunge n nu r auf die März-Ereigniss e des 
Jahre s 1939 Bezug nimm t oder auch die Abtretun g des Sudetengebiete s mit 
einbezieht , ist die Behauptung , die Annexion des tschechoslowakische n Staats -
gebietes durc h das Deutsch e Reich sei ein Vorspiel zum Zweiten Weltkrieg 
gewesen, sachlich unrichti g und deshalb völkerrechtlic h bedeutungslos 64. 

Bei einer Reih e tschechoslowakische r Autoren der Nachkriegszei t begegnet 
die „tschechoslowakisch e Kontinuitätstheorie " in ihre r bisherigen , nu r auf 
den unmittelbare n politische n Zweck bezogene n Ausdeutun g gewissen Vorbe-

6 2 K u č e r a 56. Wen n die Behauptun g K u č e r a s zutreffen würde , da ß die staat -
liche Kontinuitä t bereit s durc h die Fortdaue r seiner materielle n Elemente , nämlic h 
durc h die Kontinuitä t von Gebie t un d Bevölkerung , gewährleiste t sei, so wäre 
de r Untergan g eine s Staatswesen s praktisc h unmöglic h (sieh e hierz u R a s c h -
h o f e r 239, Not e 1). Jedenfall s aber müßte n sich dan n hervorragend e Werke der 
Völkerrechtsliteratu r den Vorwurf eine r „Zirkeldefinition " gefallen lassen, wenn sie 
die Voraussetzungen , unte r dene n ein Staatswese n seine Rechtspersönlichkei t ver-
liert , so umschreiben , wie dies in de m Werke von O p p e n h e i m - L a u t e r -
p a c h t (Internationa l Law. I . 8. Aufl. 1955, S. 155) mi t dem Satze geschieht : „A 
Stat e ceases to be an internationa l perso n when he ceases to exist" ode r bei F e n -
w i c k. (Internationa l Law, 1948, S. 149) mi t de r Feststellung : „Onc e internationa l 
personalit y ha s been acquire d by a State , it is lost onl y by th e extinctio n of th e 
State" . Dies e Aussagen sind nu r dan n sinnvoll , wenn ma n die oberst e politisch e 
Organisatio n übe r Gebie t un d Bevölkerun g als letzt e entscheidend e Voraussetzun g 
für die Existen z eine s Staates , für seinen Fortbestan d trot z Gebietsänderunge n und 
Revolution , ansieht . 

6 3 K u č e r a 56. 
6 4 Siehe R a s c h h o f e r 239. Selbst B e n e š 97 sieht in den Märzercignisse n von 1939 

nu r in dem Sinn e den „tatsächliche n Beginn des zweiten Weltkrieges", daß sie „ih n 
letzte n Ende s hervorrufe n mußten. " 

295 



halten 65. Es setzt keine eigentlich e Kriti k ein 66, vielmehr wird der Versuch 
unternommen , diese Doktri n in einer Weise umzudeuten , die es ermöglichte , 
den seit Kriegsend e drohende n und später auch erfolgten politische n Umbruc h 
dadurc h abzufangen , daß man eine solche Neugestaltun g des Staatsaufbau s 
und des Staatsleben s zeitlich vorwegzunehme n trachtete , um die entspre -
chende n Tendenze n ihre r Stoßkraf t für die Zukunf t möglichs t zu berauben . 
Angesichts der Schwierigkeit (besser: der Unmöglichkeit) , die Gesetzgebungs -
tätigkei t der „Vorläufigen Tschecho-Slowakische n Regierung " mit den Grund -
sätzen und den Vorschriften der Verfassung von 1920 in Einklan g zu bringen , 
werfen diese Autoren die Frage auf, ob — verfassungsrechtlic h und inner -
staatlic h gesehen — überhaup t noch von „Kontinuität " gesproche n werden 
könnte , oder ob durc h diese Gesetzgebungstätigkei t nich t bereit s ein „revo-
lutionäre r Umbruch " eingeleite t worden sei. De r einigermaße n verblüffende 
Versuch, aus der „tschechoslowakische n Kontinuitätstheorie " auch noc h einen 
tiefgreifenden staatspolitische n Umbruc h herzuleiten , kennzeichne t Wert und 
Funktio n dieser Doktri n in eindeutige r Weise und unterstreich t einma l meh r 
die Manipulierbarkei t und den vordergründige n Charakte r dieser angeblich 
grundlegende n Theorie . 

Die Frage , ob die „tschechoslowakisch e Kontinuitätstheorie " mit ihre r Ver-
quickun g der Kontinuitä t des Staatswesen s mit seiner gebietsmäßigen Integri -
tät völkerrechtlic h vertretba r ist, wird in diesen Erörterunge n überhaup t nich t 
kritisch geprüft, ja nich t einma l aufgeworfen. Auch den tschechoslowakische n 
Autoren der Nachkriegszeit , die über Bedeutun g und Tragweite der „tsche -
choslowakische n Kontinuitätstheorie " diskutieren , geht es um ein politische s 
Anliegen, nich t um die Verteidigun g oder Rechtfertigun g einer Rechtsposi -
tion . Maßgeben d für diese Erörterunge n ist das Bestreben , die Nachkriegs -
entwicklun g des Staates , die im Rahme n der frühere n Rechtsordnun g und 

De n Ausgangspunk t für die Nachkriegserörterun g des Problem s in der Tschecho -
slowakei bildet e de r Vortrag , den Prof . Dr . Zdeně k N e u b a u e r , am 29. Novem -
ber 1945 vor de r „Právnick á Jednota " in Pra g gehalte n hat ; dieser Vortra g wurd e 
im Mär z 1946 in de r Zeitschrif t „Právník " veröffentlicht . N e u b a u e r ha t dan n 
im Herbs t 1946 eine n weitere n Beitra g zu dieser Frag e in de r Zeitschrif t „Právn í 
Praxe " veröffentlich t (sieh e Not e 1), de r hie r herangezoge n wurde . Inzwische n waren 
auc h Beiträge andere r Autore n zu dieser Frag e veröffentlich t worden , so von dem 
bekannte n Brünne r Professo r Dr . Fr . W e y r in den „Svobodn é Noviny " vom 
4. Janua r 1946, abgedruck t in „Právn í Praxe " 10 (1946) 21 ff., vom Vorsitzende n 
de r Gesetzgebungs-Sektio n de s Ministerpräsidium s Dr . Pave l K ö r b e l (siehe 
Not e 1) sowie de r bereit s besprochen e Aufsatz un d ein weitere r Beitra g zu dieser 
Frag e (Kontinuit a československéh o právníh o rad u [Di e Kontinuitä t de r tschecho -
slowakischen Rechtsordnung] . Obzor y I I 6) Von Prof . Bohumi l K u č e r a ; weitere 
Arbeiten zu dieser Frage : V o s t a : O právn í kontinuit y československé republik y 
[Di e Rechtskontinuitä t de r tschechoslowakische n Republik] . Pra g 1947; K o j e c k ý : 
Československ o ve světle theori e mezinárodníh o práva o uznán í [Di e Tschecho -
slowakei im Licht e de r Theori e des Völkerrechte s übe r die Anerkennung] . Pra g 
1947; siehe auc h die Angaben bei N e u b a u e r 164 un d 171. 
Lediglich W e y r ha t sich in seinem Artikel in den „Svobodn é Noviny " (1946) 
kritisch gegen die Kontinuitätsdoktri n überhaup t geäußert . 
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von der Grundlage der Verfassung von 1920 aus schlechterdings nicht mehr 
gerechtfertigt werden kann, in ihren Anfängen und Grundlagen möglichst 
weit, am liebsten bis in den Herbst 1938 zurückzuverlegen. 

Die tschechischen Nachkriegsautoren entwickeln in diesem Zusammenhang 
als eine Art Etikett der gesetzgeberischen Maßnahmen der „Vorläufigen 
Tschecho-Slowakischen Regierung" einen besonderen neuartigen „Revolu-
tions"-Begriff, der als Gegensatz zur „materiellen Kontinuität" verstanden 
werden soll und auch bereits auf die „gesetzgeberischen" Maßnahmen der 
tschechoslowakischen Emigrantenregierung angewandt wird. Der Zweck die-
ser rechtstheoretischen Erörterungen ist es keineswegs, die Gesetzgebung der 
„Vorläufigen Tschecho-Slowakischen Regierung" während des Krieges abzu-
werten oder gar ihre Geltungskraft in Frage zu stellen. Ganz im Gegenteil 
sollte dadurch diese Gesetzgebung als ein neuer „revolutionärer" Ausgangs-
punkt der tschechoslowakischen Rechtsordnung hingestellt werden67. 

Diese Erörterungen sollten vor allem dazu dienen, den bei Kriegsende durch 
nationalpolitische Zwangsmaßnahmen eingeleiteten und weiterhin Sozialrevo-
lutionär ausgerichteten Umbau des Staatswesens, also die Anfänge der „sozia-
listischen Revolution", um Jahre vorzuverlegen und dadurch die Mitglieder 
der Londoner Emigrantenregierung nachträglich noch politisch und ideolo-
gisch im Sinne des neuen Kurses zu legitimieren68. 

Für die „Konzeption der Kontinuität" habe nach Auffassung dieser Autoren 
politisch „das Bemühen um eine völlige Wiederherstellung des vor-münch-
nerischen Zustandes" gesprochen und juristisch „der glückliche Umstand, daß 
Führer der Auslandsaktion das bisherige Staatsoberhaupt war, dessen Amts-
zeit bis dahin noch nicht abgelaufen und das durch die Verfassung mit ver-
hältnismäßig weitreichenden Kompetenzen ausgestattet war"69. Ein Blick auf 
die tschechoslowakische Verfassung von 1920 zeigt freilich, daß diese Ver-
fassung dem Staatspräsidenten die Kompetenzen, welche Dr. Beneš für sich 
in Anspruch nahm, nicht einräumte. Wenn N e u b a u e r also feststellt, daß 
die Entscheidung für die „Konzeption der Kontinuität" auf der einen oder 
für die „Konzeption einer Revolution" auf der anderen Seite lediglich von 
politischen Zweckmäßigkeitserwägungen bestimmt war, so ergibt sich daraus, 
daß nicht die Überzeugung, in der Kontinuitätstheorie die sachlich allein 
vertretbare Rechtsgrundlage zu besitzen und zu verteidigen, für die Vertreter 
dieser Doktrin maßgebend war, sondern nur die Frage, welche von beiden 
Thesen politisch opportun erschien. Beide Theorien beruhen — das lassen 
gerade auch die Ausführungen N e u b a u e r s deutlich erkennen — auf einer 
Reihe juristischer Fiktionen. Zu welch absurden Ergebnissen dieses ganze 
Durcheinander juristischer Fiktionen führt, zeigt die Tatsache, daß N e u -
b a u e r , ohne den logischen Widerspruch zu merken, mit Folgerungen, die 
er aus der „Revolutionskonzeption" zieht, grundsätzliche Behauptungen der 
als ihren Gegensatz aufgefaßten „Kontinuitätskonzeption" zu stützen sucht: 

67 K ö r b e l 234. 
68 N e u b a u e r 167. 
69 N e u b a u e r 165. 
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Eines der grundlegenden Argumente für den Fortbestand der tschechoslowa-
kischen Republik in ihren alten Grenzen im allgemeinen und für die Legi-
timität des Londoner Emigrantenausschusses als „Vorläufige Tschecho-Slo-
wakische Regierung" im besonderen ist die Behauptung, daß B e n e š trotz 
seiner Abdankung am 5. Oktober 1938 auch weiterhin der legitime Präsident 
des Staates geblieben sei. N e u b a u e r hebt diese Frage aus der subjektiven 
Sphäre behaupteten Zwanges heraus und „objektiviert" sie, indem er fest-
stellt, der durch München verursachte „Umsturz" sei eine „Revolution 
im formalen Sinne" gewesen. Verneint man aber, so führt er weiter aus, 
„die formale Kontinuität zwischen der ersten und der zweiten Republik, so 
erscheinen uns diese beiden Republiken als zwei verschiedene Staaten im 
Rechtssinne, als zwei verschiedene Rechtsordnungen, die aus verschiedenen 
normativen Ausgangspunkten hervorgegangen sind: der erste (Staat) wurde 
am 28. Oktober 1918 gegründet, der zweite durch München. Von dieser An-
nahme aus sind ganz unzweifelhaft alle verfassungs- und normenbildenden 
Akte, welche der zweiten Republik zugeschrieben werden, vom Standpunkt 
der Rechtsordnung der ersten Republik rechtlich irrelevant, d. h. ungültig, 
also nicht nur die Wahl des Dr. E. Hácha zum Präsidenten . . . , sondern 
auch die Abdankung des Präsidenten Dr. E.Beneš vom S.Oktober 1938"70. 

Es hat angesichts dieser Ausführungen wenig Sinn, allen diesen Fiktionen 
und den aus ihnen hergeleiteten Folgerungen im einzelnen kritisch nachzu-
gehen und die Unlogik einer Beweisführung darzutun, die das Weiterbestehen 
einer Rechtsordnung, an deren Stelle, wie ausdrücklich festgestellt wird, eine 
andere, neue getreten sei, nur deshalb unterstellt, um die „neue Ordnung" 
auf diesem Wege für irrelevant erklären zu können. Das Beispiel spricht für 
sich und bedarf keines Kommentars, höchstens des Hinweises, daß die Fol-
gerungen aus den aufgestellten Fiktionen auch sonst einer sachlichen Kritik 
nicht besser standhalten, wenn auch der innere Widerspruch nicht immer so 
klar und eindeutig zu Tage tritt. 

N e u b a u e r und ihn ergänzend K ö r b e l legen das Schwergewicht ihrer 
Darstellung weitgehend auf die „Gesetzgebungsakte" der Londoner Emigran-
tenregierung, deren von der Verfassung von 1920 nicht gedeckten Inhalt sie 
durch ihre „Revolutionskonzeption" ex post zu rechtfertigen suchen. Es ist 
der Versuch, eine 1946 bereits uninteressant gewordene politische These durch 
eine neue Theorie zu ersetzen, die geeigneter erschien, die Maßnahmen der ( 

Emigrantenregierung ebenso wie die der Machthaber nach 1945 juristisch 
zu legitimieren. Der Schwerpunkt der Argumentation wird dabei aus dem 
Bereich des Völkerrechts in den des Staatsrechts verlegt. Damit sollte der 
Übergang „von der formalen zur materiellen Demokratie, vom Liberalismus 
zum Staatssozialismus" erklärt und gleichzeitig „die dringende Liquidation 
(des) alten Nationalitätenproblems und die notwendige Verwandlung des Na-
tionalitätenstaates in einen Nationalstaat" gerechtfertigt werden71. 

70 N e u b a u e r 166. 
71 N e u b a u e r 165. 
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Die als Kernstück das politische Aktionsprogramm der Emigrantenregie-
rung tragende „Kontinuitätstheorie", auf der Beneš und seine Mitarbeiter 
ihre ganze Politik während des Zweiten Weltkrieges aufbauten, wird nun 
über Bord geworfen und auch für die Vergangenheit ganz offen als das hin-
gestellt, was sie immer war: ein auf juristische Fiktionen aufgebautes und 
bloßen Zweckmäßigkeitserwägungen entstammendes politisches Programm. 

Kennzeichnend für die tschechoslowakische Kontinuitätstheorie ist die eben-
so zielbewußte wie willkürliche Verquickung echter juristischer Probleme mit 
ausgesprochenen Fiktionen und politischen Zielsetzungen zu einer nur schwer 
in ihre einzelnen Bestandteile auflösbaren Einheit. Das ganze Gemenge politi-
scher und rechtlicher Thesen und Probleme greift zudem nicht nur in alle 
Fragen und Fragenbereiche ein, welche im Zusammenhang mit den Ereig-
nissen vom Herbst 1938 und Frühjahr 1939 stehen, es greift auch noch weit 
hinein in die Ereignisse der Zeit nach Abschluß der Feindseligkeiten und 
steht vor allem im engsten Zusammenhang mit dem Ausschluß der deutschen 
Bevölkerung, also eines Viertels der gesamten Staatsbevölkerung, aus dem 
tschechoslowakischen Staatsverband und ihrer zwangsweisen Aussiedlung aus 
der angestammten Heimat. 
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